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sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD).

Als Schlagwort ist «Politikkohärenz für Ent-
wicklung» in politischen Diskussionen jeweils 
schnell zur Hand: Ein prominentes Beispiel ist 
die Debatte um den Rohstoff abbau in Entwick-
lungsländern.3 Fundierte Konzeptdiskussionen 
sind hingegen – auch im Ausland – bisher vor al-
lem ein Thema für Insider geblieben. Ist Politik-
kohärenz für Entwicklung deshalb ein Papier-
tiger? Im Gegenteil. Denn das Konzept macht 
sich ein Kernelement von Politik zum Thema: 
den Umgang mit Interessengegensätzen.

Dementsprechend wird das Konzept hin-
sichtlich seiner Ansätze, seiner Legitimation und 
des bisher Erreichten sowie seiner Bedeutung 
für die Gestaltung künftiger Politik kon trovers 
diskutiert. Wie das Regierungssystem mit Inte-
ressengegensätzen umgeht, wird allerdings 
meist im Rahmen von Entscheiden zu konkreten 
Sachthemen geklärt. Beispiele hierfür sind Waf-
fenexporte in Konfl iktgebiete, Gewinnverlage-
rungen beim Rohstoff abbau oder Patentschutz 
und Preisbildung bei Medikamenten für Ent-
wicklungsländer.4

Diese Themen – teilweise seit über 30 Jahren 
Teil der Politikkohärenz-Agenda – haben mit zu-
nehmender Intensivierung der internationalen 
Wirtschafts- und Finanzbeziehungen zusätzlich 
an Aktualität gewonnen. Hinzu kamen globale 
Risiken, hervorgerufen durch Klima, Konfl ikte 
und Migration. Mit der Agenda 2030 für nach-
haltige Entwicklung hat die UNO einen uni-
versellen, für alle gültigen Orientierungsrahmen 
geschaff en, um globale Probleme gemeinsam 
anzugehen.5 Indem die internationale Gemein-
schaft insbesondere die Wechselwirkungen 
zwischen sozialen, wirtschaftlichen und öko-

E  ntwicklungsziele werden einfacher erreicht, 
wenn verschiedene Politikbereiche unter Be-

rücksichtigung gewisser Grundsätze aufeinander 
abgestimmt sind.1 Damit ist die Politik gefordert: 
Sie muss dafür sorgen, dass unterschiedliche sek-
torielle Politiken die Ziele und Massnahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit nicht unterlaufen. 
Dieses gemeinsame Vorgehen der Akteure ist als 
«Politikkohärenz für Entwicklung» (Policy Co-
herence for Development) bekannt.

In der Schweiz geht die Debatte zu den Aus-
wirkungen der Politik auf Entwicklungsländer 
bis in die Siebzigerjahre zurück. Ein Markstein 
in dieser Diskussion ist das bundesrätliche Leit-
bild Nord-Süd von 1994. Diese Gesamtschau 
der politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Beziehungen der Schweiz zu den Entwicklungs-
ländern war geprägt durch das Ende der bipola-
ren Weltordnung und die UNO-Konferenz für 
Umwelt und Entwicklung von 1992. Darin postu-
lierte der Bundesrat eine «kohärente Südpolitik», 
in welcher er mögliche Widersprüche zwischen 
verschiedenen Zielen nationaler Politik zur Dis-
kussion und Lösung bringen wollte.2 Nach der 
Jahrtausendwende intensivierte sich die Diskus-
sion auch in anderen Ländern und in der Organi-

 Koordiniertes Vorgehen 
bei Interessengegensätzen 

 Die Interessen von Wirtschaft und Entwicklungszusammenarbeit sind nicht immer de-
ckungsgleich – wie sich etwa im Rohstoffhandel zeigt. Deshalb will der Bundesrat der 
Politik kohärenz konsequent Beachtung schenken.    Werner Thut 

Abstract   Entwicklungszusammenarbeit ist seit über 50 Jahren Teil der Schweizer    Entwicklungszusammenarbeit ist seit über 50 Jahren Teil der Schweizer 
Aussenpolitik. Trotz Umwälzungen im internationalen Umfeld sind die strategiAussenpolitik. Trotz Umwälzungen im internationalen Umfeld sind die strategi
schen Ziele und die Handlungsmotive im Wesentlichen gleich geblieben. Hierzu schen Ziele und die Handlungsmotive im Wesentlichen gleich geblieben. Hierzu 
gehört, dass die Entwicklungszusammenarbeit nicht durch Massnahmen andegehört, dass die Entwicklungszusammenarbeit nicht durch Massnahmen ande
rer Politikbereiche unterlaufen werden soll. Eine breite öff entliche Debatt e über 
die sogenannte Politikkohärenz für Entwicklung hat seit den Neunzigerjahren die sogenannte Politikkohärenz für Entwicklung hat seit den Neunzigerjahren 
nicht mehr statt gefunden. In der Botschaft  zur internationalen Zusammenarbeit nicht mehr statt gefunden. In der Botschaft  zur internationalen Zusammenarbeit 
2017 – 2020 greift  der Bundesrat die Thematik als strategische Priorität neu auf. 2017 – 2020 greift  der Bundesrat die Thematik als strategische Priorität neu auf. 
Die institutionellen Voraussetzungen für entsprechende Fortschritt e sind günsDie institutionellen Voraussetzungen für entsprechende Fortschritt e sind güns
tig. Letztlich ist eine kohärente Politik gegenüber Entwicklungsländern jedoch tig. Letztlich ist eine kohärente Politik gegenüber Entwicklungsländern jedoch 
abhängig von der Zusammenarbeit von Bundesrat und Parlament und allenfalls abhängig von der Zusammenarbeit von Bundesrat und Parlament und allenfalls 
sogar vom Souverän.  

1  Der Autor dankt Prof. Gil-
les Carbonnier (Graduate 
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sabeth Bürgi Bonanomi 
(Universität Bern) und 
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Bundesrates über die 
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logischen Zielen anerkennt, hat auch die Kohä-
renzdiskussion weiter an Bedeutung gewonnen: 
Ein koordiniertes Handeln von Regierungen wird 
heute als mitentscheidend für einen effizienten 
Einsatz knapper (Finanz-)Ressourcen und für die 
Erreichung der gesetzten Ziele angesehen.

Umgang mit Zielkonflikten ist Teil 
der Regierungsroutine 

Zielkonflikte im Regierungshandeln sind keine 
Besonderheit des schweizerischen Regierungs-
systems. In den meisten Verfassungen lassen 
sich Spannungsfelder zwischen verschiedenen 
Verfassungszielen ausmachen.6 Der Umgang mit 
diesen Herausforderungen ist selbstverständ-
licher Teil des Regierungs- und Verwaltungs-
alltags. So stellen seit Jahrzehnten etablierte 
verwaltungsinterne Abläufe sicher, dass der 
Bundesrat in seiner Beschlussfassung routine-
mässig und bewusst Güterabwägungen vorneh-
men kann.7 Dabei können im Bundesrat mögliche 
Zielkonflikte frühzeitig identifiziert und gemin-
dert, Synergiepotenziale zwischen Politikfeldern 
erkannt und ausgeschöpft sowie negative Aus-
wirkungen schweizerischer Politiken themati-
siert werden.

Damit folgt der Bundesrat dem, was die OECD 
als «Gute Praxis» postuliert (siehe Abbildung).8 Es 
ist Aufgabe der für die internationale Zusammen-

arbeit zuständigen Bundesstellen, dem Bundesrat 
die nötigen Informationen zu liefern, damit er in 
Kenntnis der Politikdilemmata informierte Ent-
scheidungen treffen kann. Allein die  Direktion 
für Entwicklung und Zusammenarbeit (Deza) 
kommentiert jährlich mindestens 70 Bundesrats-
geschäfte. Am anderen Ende der Wirkungskette 
der Entwicklungspolitik – bei der konkreten Um-
setzung von Zusammenarbeitsprogrammen in 
Partnerländern – sind geografische oder thema-
tische Gesamtstrategien darauf ausgerichtet, dass 
die konkreten Aktivitäten verschiedener Bundes-
stellen aufeinander abgestimmt werden.

Zusammenarbeit in der  
Verwaltung verstärken

In den letzten 15 Jahren fand Politikkohärenz 
als Politikansatz in verschiedenen europäischen 
Ländern Eingang in Planung, Umsetzung und Re-
chenschaftsablage. Vereinzelt erreichte Politik-
kohärenz gar Verfassungsrang – etwa in der EU. In 
der Schweiz kam die Diskussion trotz guter Vor-
aussetzungen Ende der Neunzigerjahre hingegen 
zum Stillstand. Dank der Agenda 2030 findet der 
Ansatz nun in die Schweizer Politik zurück.

Welche Akzente der Bundesrat in seiner 
Kohärenzpolitik gegenüber Entwicklungs-, 
Transitions- und Schwellenländern setzt, hat 
er in seiner Botschaft über die Internationale 

4 Für eine Gesamtschau 
siehe beispielsweise 
Policy Coherence for 
Development (PCD) 
2015 EU Report. Mit 
der Perspektive auf die 
Politikformulierung 
wird allerdings die Frage 
ausgeblendet, ob die 
beschlossenen Politiken 
in Partnerländern tat-
sächlich die intendierten 
Wirkungen zeigen.

5 Für die Nachhaltigen 
Entwicklungsziele 
siehe UNO-Resolution 
A/RES/70/1 vom 25. 
Sept. 2015; siehe auch 
Outcome Document 
der Addis Ababa Action 
Agenda vom 17. Juli 2015.

6 Artikel 54 Absatz 2 der 
Bundesverfassung zu 
den Auswärtigen Angele-
genheiten zeigt dies ex-
emplarisch: Während der 
Bund verpflichtet ist, sich 
einerseits für die Wah-
rung der Unabhängigkeit 
der Schweiz und ihre 
Wohlfahrt einzusetzen, 
soll er andererseits Bei-
träge zur Lösung globaler 
Probleme leisten, was in 
kürzeren Zeiträumen mit 
deutlichen Einschrän-
kungen der innerstaatli-
chen Handlungsfreiheit 
in gewissen Politikbe-
reichen verbunden sein 
kann. Je langfristiger 
die Betrachtungsweise, 
desto mehr nähern sich 
indessen global bedingte 
Handlungserforder-
nisse und unmittelbare 
Wohlfahrtinteressen der 
Schweiz an.

7 Die Bundesverwaltung 
kennt ein zweistufiges 
Konsultationsverfah-
ren zur Vorbereitung 
von Bundesratsent-
scheiden: Ämterkon-
sultationsverfahren 
(technische Ebene) und 
Mitberichtsverfahren 
(politische Konsultation 
zwischen Mitgliedern 
des Bundesrats). Siehe 
auch: European Centre 
for Development Policy 
Management (2013). Put-
ting Policy Coherence for 
Development into Per-
spective. Switzerland’s 
Promotion of PCD in 
Commodities, Migration 
and Tax Policy.
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Zusammenarbeit 2017–2020 umrissen. Beson-
dere Aufmerksamkeit lässt er künftig Themen-
bereichen zukommen, wo die Schweiz und der 
Wirtschaftsstandort Schweiz eine besonders be-
deutsame Rolle spielen und eine besondere Ver-
antwortung haben. Dazu zählen Finanzdienst-
leistungen, Landwirtschaft und Ernährung, 
Chemie und pharmazeutische Produkte sowie 
der Rohstoff handel.

Schwerpunkte bei ihren Bemühungen für 
mehr Politikkohärenz werden die zuständigen 
Bundesämter – gemeinsam mit weiteren Akteu-
ren – deshalb insbesondere in den Politikfeldern 
Internationale Finanzfl üsse und Steuerfragen, 
Umwelt, Handel, Investitionen und Unterneh-
mensverantwortung, Migration sowie Gesund-
heitsfragen setzen. Der Bund sucht dabei, wo 
es möglich und zielführend ist, den Austausch 
und die Kooperation mit anderen Geberländern, 
internationalen Organisationen sowie regie-
rungsunabhängigen Akteuren aus Zivilgesell-
schaft, Wissenschaft und Wirtschaft.

 Bundesrat als zentraler Akteur 

 Die reale Bedeutung und der damit verbunde-
ne Handlungsbedarf für eine konsequente Um-
setzung der Kohärenzperspektive haben zuge-
nommen. Mit der Botschaft zur internationalen 
Zusammenarbeit 2017–2020 signalisiert der Bun-
desrat, dass er bereit ist, diesem Ansatz bei der 
Umsetzung der Agenda 2030 hohe Priorität ein-
zuräumen.

Das Schweizer Regierungs- und Verwal-
tungssystem zeichnet sich durch institutionelle 
Eigenheiten aus, welche Politikkohärenz ten-
denziell positiv beeinfl ussen. Namentlich die 
weitreichenden Beteiligungsmöglichkeiten der 
Fachämter für Internationale Zusammenarbeit 
an der Vorbereitung von Regierungsentscheiden 
liefern dafür eine wichtige Basis. Gleiches gilt 
für den traditionell gepfl egten Einbezug nicht 
staatlicher Akteure in Politikformulierung und 
Umsetzung bei der internationalen Zusammen-
arbeit. Denn: Off ene Diskussionsräume sind un-
abdingbar für informierte und tragfähige Ent-
scheide der Behörden.

Günstige institutionelle Voraussetzungen und 
eine langjährige Kohärenzdebatte haben jedoch 
nicht zwingend kohärentere Politiklösungen zur 
Folge. So ist eine informierte Diskussion mangels 
zuverlässiger Daten und Instrumente faktisch 
kaum möglich.9 Der Bundesrat will diesen Fragen 
deshalb künftig mehr Raum geben und dazu regel-
mässig Bericht erstatten. Damit entspricht er einer 
Forderung der OECD. Diesbezügliche Grundlagen 
gilt es aber erst noch zu schaff en.10

Günstige institutionelle Voraussetzungen, so-
lide methodische Ansätze und eine gute Datenlage 
sind zwar eine wichtige Grundlage für mehr Poli-
tik kohärenz. Dies lassen bisherige Erfahrungen 
vermuten. Entscheidend sind letztlich aber die 
Akteure – so namentlich die Zusammensetzung 
des Bundesrats. Dazu kommt, dass der Bundesrat 
nur einer unter mehreren gewichtigen Akteuren 
ist, neben Parlament und letztlich Souverän. In 
diesem Sinne bleibt Politikkohärenz für Entwick-
lung auch in Zukunft eine Herausforderung. 

 Werner Thut 
 Dr. phil., Senior Policy Advisor, Direktion für Entwick-
lung und Zusammenarbeit (Deza), Bern 

 Die wichtigsten OECDZiele der Politikkohärenz 

Identifi kation von Zielkonfl ikten und Ausgleich zwischen Zielen 
innerstaatlicher Politik und international vereinbarten Zielen

Nachhaltige 
Entwicklung

Förderung von Synergien zwischen Politikbereichen mit wirtschaft licher, 
sozialer und umweltbezogener Ausrichtung

Nutzung und Bewältigung von grenzüberschreitenden Wirkungen 
innerstaatlicher Politiken
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8  OECD (2015). Bett er 
Policies for Development 
2015, S. 41.

9  Monitoringsysteme 
regierungsunabhängiger 
Organisationen wie 
etwa der Commitment 
to Development Index 
des Center for Global 
Development oder der 
Sustainable Governance 
Indicator der Bertels-
mann-Stift ung kommen 
zu unterschiedlichen 
Resultaten. Teilweise 
weisen sie zudem be-
trächtliche methodische 
Schwächen auf.

10  In der Peer Review 2013 
hat der OECD-Entwick-
lungsausschuss die 
Schweiz eingeladen, ihre 
Politiken mit Auswirkun-
gen auf Entwicklungs-
länder systematisch zu 
monitorieren und analy-
sieren. Vgl. in diesem Zu-
sammenhang European 
Centre for Development 
Policy Management 
(2015). Monitoring and 
Reporting on Policy Co-
herence for Sustainable 
Development (PCD): the 
Example of Switzerland. 
Case Studies on Food 
Security, Illicit Financial 
Flows and Migration  & 
Development.


